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I. 

 

Festsetzungen gemäß Baunutzungsverordnung (BauNVO)     

 
 
1. Gliederung des Gewerbegebietes; Einschränkung allgemein und ausnahmsweise 

zulässiger Nutzungen im Gewerbegebiet
 
 
1.1 GE 1 - Bereich  (§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) 

  
In dem als GE 1 gegliederten Bereich des Gewerbegebietes (Teilgebiete 3, 4, 5, 5a, 9, 
9a, 10, 10a, 11, 11a, 13, 15 und 15a) sind sämtliche Anlagen und Betriebe der 
Abstandsliste zum Runderlass des Ministers für Umwelt, Raumordnung und 
Landwirtschaft (Rd.Erl.MURL) vom 02.04.1998 - bekanntgemacht am 02.07.1998 im 
Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - (siehe Anhang 1 der textlichen 
Festsetzungen) sowie Anlagen mit ähnlichem Emissionsgrad unzulässig. Zulässig sind 
nur nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe. 
In den Teilgebieten 5, 5a, 9, 9a, 15 und 15a sind Anlagen und Betriebe der 
Abstandsklasse VII, ausnahmsweise zulässig, sofern sie keine verfahrensbedingten 
Ableitung geruchsintensiver Stoffe zur Folge haben. 

 
1.2 GE 2 - Bereich (§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) 
 

In dem als GE 2 gegliederten Bereich des Gewerbegebietes (Teilgebiete 6, 6a, 8 und 
8a) sind Anlagen und Betriebe der Abstandsklassen I bis VI der Abstandsliste zum 
Rd.Erl. MURL vom 02.04.1998 (siehe Anhang 1 der textlichen Festsetzungen) und 
Anlagen mit ähnlichem Emissionsgrad unzulässig. 
 

1.3 GE 3 - Bereich (§ 1 Abs. 4 Nr. 2 BauNVO) 
 

In dem als GE 3 gegliederten Bereich des Gewerbegebietes (Teilgebiete 7 und 7a) sind 
Anlagen und Betriebe der Abstandsklassen I bis V der Abstandsliste zum Rd.Erl.MURL 
vom 02.04.1998 (siehe Anhang 1 der textlichen Festsetzungen) und Anlagen mit 
ähnlichem Emissionsgrad unzulässig. 

 
1.4 Ausschluss von Tankstellen (§ 1 Abs. 5 BauNVO i.V.m.  § 1 Abs. 8 BauNVO) 
  

Die Zulässigkeit von Tankstellen (§ 8 Abs. 2 Nr. 3 BauNVO) wird in den Teilgebieten 3 
bis 11a sowie 15 und 15a des Gewerbegebietes ausgeschlossen. 

 
 
1.5 Ausschluss von Anlagen für sportliche Zwecke (§ 1 Abs. 5 BauNVO) 
 

Die Zulässigkeit von Anlagen für sportliche Zwecke (§ 8 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO) wird im 
gesamten Gewerbegebiet ausgeschlossen. 

 
 
1.6 Ausschluss von Verkaufsstellen (§ 1 Abs. 5 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 8 und 9 BauNVO) 
 

In den Teilgebieten 5a, 6a, 7a, 8a, 9a, 10a, 11a und 15a des Gewerbegebietes sind 
Verkaufsstellen, die sich an den Endverbraucher richten, nicht zulässig. 
 
 

1.7 Ausschluss von Schnellrestaurants (§ 1 Abs. 5 BauNVO i.V.m. § Abs. 8 + 9 BauNVO) 
 

In den Teilgebieten 3, 4, 4a, 5, 5a, 10, 10a, 11, 11a, 15 und 15a sind 
Schnellrestaurants einschließlich Drive-In-Betriebe nicht zulässig. 
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2. Ausschluss von Ausnahmen im Gewerbegebiet 
 
 
2.1 Ausschluss von Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
 Zwecke 
 (§ 1 Abs. 6 BauNVO) 
 

Die nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO ausnahmsweise Zulässigkeit von Anlagen für 
kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke in Gewerbegebieten wird im 
gesamten Gewerbegebiet ausgeschlossen. 

 
 
2.2 Ausschluss von Vergnügungsstätten (§ 1 Abs. 6 BauNVO) 
 

Die nach § 8 Abs. 3 Nr. 3 BauNVO ausnahmsweise Zulässigkeit von Vergnügungsstät-
ten in Gewerbegebieten wird im gesamten Gewerbegebiet ausgeschlossen. 

 
 
3. Zulässigkeit von Änderungen und Erweiterungen vorhandener Wohngebäude im 

Gewerbegebiet (§ 1 Abs. 10 BauNVO) 
 

Es wird festgesetzt, dass Erweiterungen vorhandener Wohngebäude in den 
Teilgebieten 10a und 13 des Gewerbegebietes ausnahmsweise bis zu 10 % der zum 
Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses über diesen Bebauungsplan vorhandenen 
Bruttogeschossfläche zulässig sind. 

 
 
4. Nebenanlagen, Garagen und Stellplätze
 
 
4.1 Nebenanlagen (§ 14 Abs. 1 Nr. 3 BauNVO) 

 
In den Teilgebieten 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11 und 15 sind Nebenanlagen nicht zulässig.  
 
 

4.2 Stellplätze und Garagen (§ 12 Abs. 6 BauNVO) 
 

In den Teilgebieten 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11 und 15 sind Stellplätze und Garagen nicht 
zulässig. Diese Festsetzung umfasst nicht die Zufahrten zu Stellplätzen oder Garagen. 
 
Im Teilgebiet 12 sind Stellplätze und Garagen nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche sowie den zeichnerisch speziell für diesen Nutzungszweck 
ausgewiesenen Flächen zulässig. 

 
 
5. Firsthöhen (§ 18 BauNVO) 
 

Die in der Planzeichnung festgesetzten Firsthöhen (FH) beziehen sich, falls keine 
anderen Festsetzungen getroffen sind (z.B. Höhe über NN), auf die an die jeweiligen 
Grundstücke angrenzenden befahrbaren Verkehrsflächen. Als Bezugspunkt 
(+/- 0,00 m) gilt der Mittelwert der an das jeweilige Grundstück angrenzenden 
Erschließungsstraßen, gemessen in der Straßenachse (Gradiente).  

 
Hinweis:  
Die Gradiente ist in der Planzeichnung dargestellt und in Abständen von je 10 m mit 
Höhenangaben versehen. 
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II. 

 
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
 
1. Bepflanzungen
 
1.1 Bepflanzung der seitlichen und rückwärtigen Grundstücksgrenzen 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 

Im Gewerbegebiet sind entlang der Grundstücksgrenzen, sofern diese nicht gleichzeitig 
Straßenbegrenzungslinie sind, Hecken und/oder Sträucher der Pflanzliste A (siehe 
Anhang 2 der textlichen Festsetzungen) zu pflanzen. 
 
Diese Festsetzung gilt nicht für Bereiche, in denen sich grundstücksübergreifende 
Stellplatzanlagen bzw. deren Zufahrten befinden. 
 
 

1.2 Innere Durchgrünung der Baugebiete (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
 

Es wird festgesetzt, dass die Baugrundstücke des Gewerbegebietes zu mindestens 25 
% flächendeckend zu begrünen sind. Dabei ist pro angefangene 100 m² versiegelte 
Grundstücksfläche mindestens ein Baum der Pflanzliste A (siehe Anhang 2 der 
textlichen Festsetzungen) mit einem Stammumfang von mindestens 20 cm, gemessen 
in 1 m über Erdboden, zu pflanzen. Bei der Anpflanzung von Sträuchern sind die in der 
Pflanzliste A (siehe Anhang 2 der textlichen Festsetzungen) genannten Arten zu 
verwenden. 

 
Auf die zu bepflanzende Fläche sind anrechenbar: 

- extensiv begrünte Dächer zu 75 % der begrünten Fläche 

- Fassadenbegrünung zu 25 % der entsprechenden Fassadenfläche 
- Heckenpflanzungen gemäß der textlichen Festsetzung II.1.1 zu 100 % 
- die im Bebauungsplan gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB zeichnerisch festge-

setzten Flächen für Anpflanzungen  zu 100 % (siehe textliche Festsetzungen 
II. 1.4 - II. 1.7) 

 
Bei der Anzahl der anzupflanzenden Bäume sind die innerhalb der "Flächen für 
Anpflanzungen " " textlich und zeichnerisch festgesetzten Bäume anrechenbar.  
Die Anpflanzungen sind dauerhaft zu erhalten, gegebenenfalls gleichwertig zu 
ersetzen. 

 
 
1.3 Baumpflanzungen innerhalb der Straßenverkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
 

An den im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Standorten innerhalb der 
Straßenverkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung sind Bäume (Hochstämme) der 
Pflanzliste A (siehe Anhang 2 der textlichen Festsetzungen) mit einem 
Mindeststammumfang von 20 cm, gemessen 1,00 m über dem Erdboden, zu pflanzen. 
Die Bäume sind dauerhaft zu erhalten, gegebenenfalls gleichwertig zu ersetzen. 

 
 
1.4 Flächen für Anpflanzungen  " " (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB) 
 

Auf den im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Flächen für Anpflanzungen " " 
sind vollflächig Bäume und Sträucher der Pflanzliste D (siehe Anhang 2 der textlichen 
Festsetzungen) zu pflanzen. Der Abstand zwischen den einzelnen Pflanzen soll 
durchschnittlich 1,00 m betragen. Die Pflanzen sind dauerhaft zu erhalten, 
gegebenenfalls gleichwertig zu ersetzen. 
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1.5 Flächen für Anpflanzungen " "  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
 

Auf der im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Fläche für Anpflanzungen " "  
sind vollflächig Sträucher der Pflanzliste D (siehe Anhang 2 der textlichen 
Festsetzungen) mit einer Endwuchshöhe von maximal 4,00 m zu pflanzen. Die 
entsprechenden Straucharten sind in der Pflanzliste mit *) und **) gekennzeichnet. Der 
Abstand zwischen den einzelnen Pflanzen soll durchschnittlich 1,00 m betragen. Die 
Pflanzen sind dauerhaft zu erhalten, gegebenenfalls gleichwertig zu ersetzen. 

 
 
1.6 Flächen für Anpflanzungen " "  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
 

Auf der im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Fläche für Anpflanzungen  " " 
sind vollflächig Sträucher der Pflanzliste D (siehe Anhang 2 der textlichen 
Festsetzungen) mit einer Endwuchshöhe von max. 2,00 m zu pflanzen. Die 
entsprechenden Straucharten sind in der Pflanzliste mit **) gekennzeichnet. Der Ab-
stand zwischen den einzelnen Pflanzen soll durchschnittlich 1,00 m betragen. Die 
Pflanzen sind dauerhaft zu erhalten, gegebenenfalls gleichwertig zu ersetzen. 

 
 
1.7 Flächen für Anpflanzungen " "   (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
 

a) Die im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Flächen für Anpflanzungen " " 
sind vollflächig zu begrünen. Die Pflanzen sind dauerhaft zu erhalten, 
gegebenenfalls gleichwertig zu ersetzen. 

 
Von dieser Festsetzung ausgenommen sind Grundstückszuwegungen. 

 
b) An den innerhalb der Flächen mit Bindungen für Bepflanzungen " " zeichnerisch 

festgesetzten Stellen sind Bäume (Hochstämme) der Pflanzliste A (siehe Anhang 
2 der textlichen Festsetzungen) mit einem Stammumfang von mindestens 20 cm, 
gemessen in 1 m über Erdboden, zu pflanzen. Die Bäume sind auf Dauer zu 
erhalten, gegebenenfalls gleichwertig zu ersetzen. 
 
 

1.8 Flächen für Anpflanzungen " "   (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB) 
 

Auf der im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Fläche für Anpflanzungen " " 
sind vollflächig Sträucher der Pflanzliste D anzupflanzen. Der Abstand zwischen den 
einzelnen Pflanzen soll durchschnittlich 1,00 m betragen.  Die Pflanzen sind dauerhaft 
zu erhalten, gegebenenfalls gleichwertig zu ersetzen.  
 

 
2. Von Bebauung freizuhaltende Flächen
 
 
2.1 Schutzstreifen der 110 kV-Freileitung (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB) 
 

Der im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzte, 35 m breite Schutzstreifen unterhalb 
der 110 kV-Hochspannungsfreileitung ist grundsätzlich von jeglicher Bebauung 
freizuhalten. Von dieser Festsetzung kann im Einzelfall befreit werden, wenn die RWE 
AG, Hauptverwaltung Essen als Betreiberin der Hochspannungsfreileitung einer 
Bebauung zustimmt.  
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3. Ausgleichsmaßnahmen
 
3.1 Ausgleichsfläche " A "   - Hochstaudenflur (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 a BauGB) 
 

Innerhalb der im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Fläche für Maßnahmen zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft " A " sind die vorhandenen Wiesen und Weide-
flächen durch gelenkte Sukzession (Mahd nur alle zwei bis drei Jahre) zu mesotrophen 
Hochstaudenfluren zu entwickeln. Zusätzlich sind pro 1000 qm Fläche 1 Baum und 25 
Feldgehölze der Pflanzliste B (siehe Anhang 2 der textlichen Festsetzungen) zu pflan-
zen. 

 
3.2 Ausgleichsfläche " B "  - Waldrand (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 a BauGB) 
 

Innerhalb der im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Fläche für Maßnahmen zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft " B " ist ein mehrstufiger Waldrand zu 
entwickeln: pro 80 qm Fläche sind 1 Baum und 50 Feldgehölze der Pflanzliste B (siehe 
Anhang 2 der textlichen Festsetzungen) zu pflanzen.  

 
3.3 Ausgleichsfläche " C "  - Quellbereich (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 a BauGB) 
 

Innerhalb der im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Fläche für Maßnahmen zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft " C " ist der vorhandene Quellbereich zu renatu-
rieren: nach Freilegung des Gewässers durch Entfernen der Kiesschüttung sind entlang 
des Wasserlaufes insgesamt 25 Gehölze der Pflanzliste E (siehe Anhang 2 der 
textlichen Festsetzungen) zu pflanzen. 

 
3.4 Ausgleichsfläche " D "  - Streuobstwiese (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 a BauGB) 
 

Innerhalb der im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Fläche für Maßnahmen zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft " D " sind die vorhandenen Wiesen- und Weide-
flächen zu einer Streuobstwiese zu entwickeln; insgesamt sind 30 Obstbäume der in 
der Pflanzliste C (siehe Anhang 2 der textlichen Festsetzungen) genannten Arten zu 
pflanzen. 

 
3.5 Ausgleichsfläche " E "  -  Heckenpflanzung (zwischen GE-Gebiet und Ausgleichs-

fläche "A" sowie MI-Gebiet und Ausgleichsfläche "D")(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 a BauGB) 
 

Auf der im Bebauungsplan zeichnerisch festgesetzten Fläche für Maßnahmen zur 
Entwicklung von Natur und Landschaft " E " sind vollflächig Heckenpflanzungen vorzu-
sehen, der Abstand zwischen den Pflanzen bzw. Pflanzreihen beträgt ca. 1,00 m. Es 
sind Baum- und Straucharten der Pflanzliste D (siehe Anhang 2 der textl. Festset-
zungen) zu verwenden. 

 
 
4. Wasserdurchlässige Ausgestaltung privater Stellplätze (§ 9 Abs. 1 Nr.20 BauGB) 
 

Im gesamten Gewerbegebiet sind private Stellplätze in breitfugig verlegter Pflasterung 
(Fugenbreite mindestens 2 cm) auf wasserdurchlässigem Untergrund auszuführen. 
Alternativ sind wasserdurchlässige Pflasterungen, Rasengittersteine und Schotterrasen 
zulässig.  

 
 
5. Bodenaushub und Böschungen innerhalb der Gewerbegebiete(§ 9 Abs. 1 Nr.20 BauGB) 
 

Bodenaushub ist wenn möglich zur Geländemodellierung auf den Grundstücken zu 
belassen, ansonsten ordnungsgemäß zu entsorgen. In den Gewerbegebieten sind nur 
Böschungen mit einem Steigungsverhältnis bis maximal 1:2 zulässig. 
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6. Passive Schallschutzmaßnahmen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 

Im Teilgebiet 12 sind nach außen abschließende Bauteile von Aufenthaltsräumen 
(gemäß § 2 Abs. 6 BauO NW) zum Schutz vor Immissionen seitens der Landstraße L 
157 so auszuführen, dass in diesen Räumen folgende Immissionsrichtwerte nicht 
überschritten werden: 
40 db(A) (in der Zeit von 6.00 bis 22.00 Uhr) und 35 db(A) (in der Zeit von 22.00 bis 
6.00 Uhr). 

 
 
 
 
 
III. 

 
Festsetzungen gemäß § 9 Abs. 1a und § 135 a-c Baugesetzbuch (BauGB)     

 
 
 
1. Zuordnung und Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen  
 
 
1.1 Zuordnung der Maßnahmen (§ 9 Abs. 1a BauGB) 
 

Die im Bebauungsplan zeichnerisch und textlich festgesetzten Ausgleichsmaßnahmen 
"A" bis "E" werden den jeweiligen Eingriffsflächen wie folgt zugeordnet: 
 
a) 20,5 % der oben genannten Maßnahmen den zu erwartenden Eingriffen durch 

den Bau neuer Verkehrsflächen und 
 
b) 79,5 % der oben genannten Maßnahmen den zu erwartenden Eingriffen durch die 

Ausweisung neuer Baugebiete (Teilgebiete 3 bis 11 und 15 einschließlich 3a bis 
11a und 15a)  

 
 
1.2 Verteilungsmaßstab (§ 135 b BauGB) 
 

Als Verteilungsmaßstab für die Ausgleichsmaßnahmen gemäß textlicher Festsetzung 
III. 1.1 b gilt die überbaubare Grundstücksfläche, maximal jedoch die sich aus Grund-
stücksgröße und Grundflächenzahl (GRZ) ergebende bebaubare Grundfläche. 
 
(Hinweis : Bebaubare Grundfläche = Grundstücksgröße x GRZ) 
 
 

1.3 Durchführung und Kostenerstattung (§ 135 a Abs. 2 und 3 BauGB; § 135 c BauGB ) 
 

Die Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen sowie die Kostenerstattung erfolgen 
nach den Bestimmungen der Satzung der Stadt Wermelskirchen zur Erhebung von 
Kostenerstat-tungsbeträgen nach § 8a BNatSchG für das Stadtgebiet Wermelskirchen 
vom 18.03.1996 (siehe Anhang 3). 
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IV. 
 

Örtliche Bauvorschriften nach § 86 BauO NRW      
 
 
 
Einfriedungen
In den Teilgebieten 4, 5, 6, 7, 8, 9, 10, 11 und 15 sind Einfriedungen im Bereich zwischen 
Straßenverkehrsfläche und überbaubarer Grundstücksfläche grundsätzlich unzulässig. 
Sollten straßenseitige Einfriedungen nachweislich betriebsbedingt erforderlich sein, sind 
ausnahmsweise in Hecken integrierte Drahtzäune zulässig.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wermelskirchen, den 27.03.2006 
 
 
 
gez. Eric Weik 
Bürgermeister 
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V. 

 
Hinweise               

 
 
 
 
- Wasserschutzgebietsverordnung         
 

Teile des Bebauungsplangebietes liegen im Geltungsbereich der von der 
Bezirksregierung Düsseldorf am 21.01.1974 erlassenen 
Wasserschutzgebietsverordnung Sengbachtalsperre. Auf die Bestimmungen dieser 
Verordnung wird hingewiesen. 

Die entsprechenden Bereiche sind im Bebauungsplan nachrichtlich gekennzeichnet. 
 
Mit Verfügung vom 08.12.1998 hat die Bezirksregierung Köln erklärt, dass die 
Geltungsdauer der oben genannten Verordnung 40 Jahre beträgt. 
 

 
 
 
- Bauliche Anlagen außerhalb der Ortsdurchfahrt
 

Auf die Genehmigungspflichten des § 25 Straßen- und Wegegesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NW), geändert durch das Gesetz zur Änderung des 
Straßen- und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWGÄndG) vom 
03.08.1993 wird hingewiesen. 

 
 
 
 
- Landschaftsschutzgebietsverordnung
 

Bezüglich des im Bebauungsplan nachrichtlich übernommenen 
Landschaftsschutzgebietes wird auf die ordnungsbehördliche Verordnung des 
Regierungspräsidenten vom 22.07.1985 über die Landschaftsschutzgebiete im 
Rheinisch-Bergischen Kreis verwiesen.  
 
Für denjenigen Bereich des Landschaftsschutzgebietes, der im Bebauungsplan als 
Gewerbegebiet ausgewiesen ist, wird vor Rechtskraft des Bebauungsplanes ein Antrag 
auf Entlassung aus der o.g. Verordnung bei der Höheren Landschaftsbehörde gestellt. 
Diese hat mit Schreiben vom 17.03.1993 die Entlassung für das betroffene Gebiet in 
Aussicht gestellt. 
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ANHANG  2: PFLANZLISTEN

    
 
 
                             PFLANZLISTE  A: 
 
 
Gehölze für die Pflanzungen im Bereich der Straßenverkehrsflächen und auf den 
Grundstücken 
 
 
BAUMARTEN    (als Hochstämme zu pflanzen) : 
 
Acer campestre  Feld-Ahorn 
Acer platanoides  Spitz-Ahorn 
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn 
Aesculus hippocastaneum Kastanie 
Fraxinus excelsior  Esche 
Prunus avium   Kirsche 
Quercus petraea  Trauben-Eiche 
Sorbus aucuparia  Vogelbeere 
Tilia cordata   Winter-Linde 
Ulmus carpinifolia  Feld-Ulme (evtl. als Heister pflanzen) 
 
STRAUCHARTEN 
 
Berberis vulgaris  Berberitze 
Cornus mas   Kornelkirsche 
Lonicera xylosteum  Heckenkirsche 
Prunus spinosa  Schlehe 
Rosa canina   Hundsrose 
Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
Sambucus racemosa Trauben-Holunder 
Viburnum lantana  Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus  Gemeiner Schneeball 
 
 
 
                             PFLANZLISTE  B: 
 
 
Gehölzpflanzungen im Bereich der Ausgleichsflächen "A" und "B" : 
 
 
BAUMARTEN  (als Hochstämme oder Heister zu pflanzen) : 
 
Acer campestre  Feld-Ahorn 
Acer platanoides  Spitz-Ahorn 
Acer pseudoplatanus Berg-Ahorn 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Fagus sylvatica  Rotbuche 
Fraxinus excelsior  Esche 
Quercus petraea  Traubeneiche 
Tilia cordata   Winter-Linde 
 
 STRAUCHARTEN (als 2x verpflanzte Sträucher verwenden) : 
 
Cornus mas   Kornelkirsche 
Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 
Corylus avellana  Hasel 
Ilex aquifolium   Stechpalme 
Prunus spinosa  Schlehe 
Rubus idaeus   Himbeere 
Salix spec.   verschiedene Strauchweiden 
Viburnum opulus  Gemeiner Schneeball 
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 PFLANZLISTE C: 
 
 
Obstbäume für die Streuobstwiese (Ausgleichsfläche D) : 
 
 
APFELBÄUME (Malus) in den Sorten : 
 
- Ansbacher Roter 
- Brauner Mataapfel 
- Edelborsdorfer 
- Geflammter Kardinal 
- Graue Herbstrenette 
- Jakob Level 
- James Grieve 
- Kaiser Wilhelm 
- Langer grüner Gulderling 
- Oberdiecks Renette 
- Purpurroter Cusinot 
- Rheinischer Bohnapfel 
- Rheinischer Krummstiel 
- Riesenboiken 
- Roter Boskoop 
- Winterambur 
 
 
BIRNBÄUME (Pyrus) in den Sorten : 
 
- Apfelbirne (Rhein. Birne) 
- Augustbirne 
- Baronsbirne 
- Bergische Dörrbirne 
- Blumenbachs Butterbirne 
- Conference 
- Esperens Herrenbirne 
- Frühe aus Trevoux 
- Gellerts Butterbirne 
- Gute Graue 
- Köstliche aus Charneux 
- Leipziger Rettigbirne (Gerstenbirne) 
- Phillipsbirne 
 
 
KIRSCHBÄUME (Prunus) in den Sorten : 
 
- Schattenmorelle 
- Große Schwarze Knorpelkirsche 
- Schwarze Henkirsche 
 
 
PFLAUMENBÄUME (Prunus) in den Sorten : 
 
- Wangenheims Frühzwetschge 
- Hauszwetschge 
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              PFLANZLISTE D: 
 
 
Baum- und Straucharten für die Anpflanzung von Gehölzstreifen und der Ausgleichsfläche F 
: 
 
Acer campestre  Feldahorn 
Alnus glutinosa  Erle 
Betula pendula  Birke 
Carpinus betulus  Hainbuche 
Cornus mas   Kornelkirsche 
Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 
Corylus avellana  Hasel 
Fraxinus excelsior  Esche 
Fagus sylvatica  Rotbuche 
Lonicera xylosteum **) Heckenkirsche 
Prunus spinosa *)  Schlehe 
Quercus petraea  Trauben-Eiche 
Rosa arvensis **)  Feldrose 
Rosa canina *)   Hundsrose 
Sorbus aucuparia  Eberesche 
Viburnum lantana *) Wolliger Schneeball 
Viburnum opulus *)  Gemeiner Schneeball 
 
 *) Endwuchshöhe maximal 4 m      **) Endwuchshöhe maximal 2 m 
 
 
 
 
 
                             PFLANZLISTE E: 
 
 
Bäume und Sträucher im Bereich der Quelle (Ausgleichsfläche E): 
 
BAUMARTEN : 
 
Alnus glutinosa  Schwarz-Erle 
Fraxinus excelsior  Esche 
Salix aurita   Öhrchenweide 
 
 
STRAUCHARTEN : 
 
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen 
Rhamnus frangula  Faulbaum 
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ANHANG  3: Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen 

 
 
 

Satzung zur Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen  
nach § 8 a  BNatSchG 

für das Stadtgebiet Wermelskirchen 
 

 
 
Aufgrund des § 8 a Abs. 5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 12. März 1987 (BGBl. I. S. 889), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
06. August 1993 (BGBl. I. S. 1458) und der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NW S. 666 / SGV NW 2023) hat der Rat der Stadt Wermelskirchen in der Sitzung am 
18.03.1996 folgende Satzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen 

 
Kostenerstattungsbeträge für die Durchführung von zugeordneten Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen werden nach den Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes 
(BNatSchG) und dieser Satzung erhoben. 
 
 
 

§ 2 
Umfang der erstattungfähigen Kosten 

 
(1) Erstattungsfähig sind die Kosten für die Durchführung von allen Ausgleichs- und 

Ersatzmaßnahmen, die nach § 8 a Abs. 1 Satz 4 BNatSchG zugeordnet sind. 
 
(2) Die Durchführungskosten umfassen die Kosten für 
 

1. den Erwerb und die Freilegung der Flächen für Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen, 

 
2. die Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich ihrer Planung, 

Fertigstellungs- und Entwicklungspflege. 
 

Dazu gehört auch der Wert der von der Stadt Wermelskirchen aus ihrem Vermögen 
bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt der Bereitstellung. 

 
(3) Die Ausgestaltung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen einschließlich deren 

Durchführungsdauer ergibt sich aus den Festsetzungen des Bebauungsplanes oder 
der Satzungen nach §§ 4 Abs. 2 a und 7 BauGB-Maßnahmengesetz. 

 
 

§ 3 
 

Ermittlung der erstattungsfähigen Kosten 
 
Die erstattungsfähigen Kosten werden nach den tatsächlichen Kosten ermittelt. 
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§ 4 

Verteilung der erstattungsfähigen Kosten 
 

Die nach den §§ 2 und 3 erstattungsfähigen Kosten werden auf die nach § 8 a Abs. 1 Satz 4 
BNatSchG zugeordneten Grundstücke nach Maßgabe der überbaubaren Grundstücksfläche 
(§ 23 BauNVO) verteilt, sofern der Bebauungsplan keinen anderen Verteilungsmaßstab 
festsetzt. Dies gilt entsprechend für Satzungen nach §§ 4 Abs. 2 a und 7 BauGB-
Maßnahmengesetz. 
 
 
 

§ 5 
Anforderung von Vorauszahlungen 

 
Die Stadt Wermelskirchen kann für Grundstücke, für die eine Kostenerstattungspflicht noch 
nicht oder nicht in vollem Umfang entstanden ist, Vorauszahlungen bis zur Höhe des 
voraussichtlichen Kostenerstattungsbetrages anfordern, sobald die Grundstücke, auf denen 
Eingriffe zu erwarten sind, baulich oder gewerblich genutzt werden dürfen. 
 
 
 

§ 6 
Fälligkeit des Kostenerstattungsbetrages 

 
Der Kostenerstattungsbetrag wird einen Monat nach Bekanntgabe der Anforderung fällig. 
 
 
 

§ 7 
Ablösung 

 
Der Kostenerstattungsbetrag kann auf Antrag abgelöst werden. Der Ablösebetrag bemißt 
sich nach der voraussichtlichen Höhe des zu erwartenden endgültigen Erstattungsbetrages. 
 
 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Die Satzung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(Hinweis :  Die Satzung ist am 01.05.1996 in Kraft getreten) 
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